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der sowie für die volle Verwirklichung der von den Vereinten
Nationen verkündeten Rechte und Grundfreiheiten der Men-
schen ist,

ferner davon überzeugt, dass die internationale Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte zur Schaffung
eines internationalen Umfelds des Friedens und der Stabilität
beiträgt,

1. betont, dass Frieden eine grundlegende Vorausset-
zung für die Förderung und den Schutz aller Menschenrechte
für alle Menschen ist;

2. betont außerdem, dass der tiefe Graben, der die
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sche Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mada-
gaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mar-
shallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föde-
rierte Staaten von), Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicara-
gua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich,
Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru,
Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien,
Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino,
São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Se-
negal, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad,
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Ver-
einigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien
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und internationaler Ebene zusammenarbeiten muss, um in ei-
ner Welt zunehmend miteinander verknüpfter Institutionen,
Gesellschaften und Volkswirtschaften, in der koordinierte
Anstrengungen und gemeinsam getragene Verantwortung un-
erlässlich sind, gemeinsame Lösungen für globale Fragen der
Ernährungssicherheit herbeizuführen,

in der Erkenntnis, dass die Probleme des Hungers und der
Ernährungsunsicherheit weltweite Dimensionen haben, dass
bei der Verringerung des Hungers so gut wie keine Fortschrit-
te erzielt worden sind und dass der Hunger angesichts des er-
warteten Anstiegs der Weltbevölkerung und der Belastung
der natürlichen Ressourcen in einigen Regionen drastisch zu-
nehmen könnte, wenn nicht dringend entschlossene und kon-
zertierte Maßnahmen ergriffen werden424,

feststellend, dass die Umweltzerstörung, die Wüstenbil-
dung und die globale Klimaänderung die Not und die Ver-
zweiflung verschlimmern, was sich nachteilig auf die Ver-
wirklichung des Rechts auf Nahrung auswirkt, insbesondere
in den Entwicklungsländern,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Zahl
und das Ausmaß von Naturkatastrophen, Krankheiten und
Schädlingsplagen und ihre zunehmenden Auswirkungen in
den letzten Jahren, die zu erheblichen Verlusten an Men-
schenleben und Existenzgrundlagen geführt und die landwirt-
schaftliche Produktion und die Ernährungssicherheit bedroht
haben, insbesondere in den Entwicklungsländern,

hervorhebend, wie wichtig es ist, den anhaltenden realen
wie auch prozentualen Rückgang der für die Landwirtschaft
bereitgestellten öffentlichen Entwicklungshilfe umzukehren,

es begrüßend, dass die Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen den Welternährungstag
am 16. Oktober 2007 unter das Motto „Recht auf Nahrung“
gestellt hat,

Kenntnis nehmend von der Schlusserklärung, die auf der
Internationalen Konferenz über Agrarreform und ländliche
Entwicklung der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen am 10. März 2006 in Porto Ale-
gre (Brasilien) verabschiedet wurde425,

1. bekräftigt, dass Hunger eine Schande ist und eine
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schließlich derjenigen, die in dem Zwischenbericht des Son-
derberichterstatters426 hervorgehoben werden;

9. betont, dass es für die Beseitigung von Hunger und
Armut, insbesondere in den Entwicklungsländern, unerläss-
lich ist, den Zugang zu Produktionsmitteln zu verbessern und
die öffentlichen Investitionen in die ländliche Entwicklung zu
erhöhen, namentlich durch die Förderung von Investitionen in
geeignete Technologien für kleinflächige Bewässerung und
Wasserbewirtschaftung, um die Dürreanfälligkeit zu verrin-
gern;

10. ist sich dessen bewusst, dass 80 Prozent der Hunger
leidenden Menschen in ländlichen Gebieten leben und
50 Prozent Kleinbauern sind und dass diese Menschen ange-
sichts der steigenden Betriebsmittelkosten und der sinkenden
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chenden und gesundheitlich unbedenklichen Nahrungsmit-
teln mit entsprechendem Nährwert haben, um zu Gunsten ei-
nes aktiven und gesunden Lebens ihren Ernährungsbedarf
decken und ihren Nahrungsmittelpräferenzen Rechnung tra-
gen zu können;

21. fordert die Staaten nachdrücklich auf, bei ihren Ent-
wicklungsstrategien und -ausgaben der Verwirklichung des
Rechts auf Nahrung angemessenen Vorrang einzuräumen;

22. betont, wie wichtig die internationale Entwicklungs-
zusammenarbeit und -hilfe, insbesondere bei Aktivitäten zur
Katastrophenvorsorge und in Notstandssituationen wie etwa
Natur- und von Menschen verursachten Katastrophen, Krank-
heiten und Schädlingsplagen, für die Verwirklichung des
Rechts auf Nahrung und die nachhaltige Sicherung der Ernäh-
rung sind, stellt aber gleichzeitig fest, dass jedes Land die
Hauptverantwortung dafür trägt, die Durchführung nationaler
Programme und Strategien auf diesem Gebiet sicherzustellen;

23. fordert die Mitgliedstaaten, das System der Verein-
ten Nationen und andere maßgebliche Interessenträger auf,
nationale Anstrengungen zur raschen Bekämpfung der gegen-
wärtig in ganz Afrika auftretenden Nahrungsmittelkrisen zu
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tor, mit dem Sonderberichterstatter bei der Erfüllung seines
Mandats voll zusammenzuarbeiten, unter anderem durch die
Vorlage von Stellungnahmen und Anregungen über Möglich-
keiten zur Verwirklichung des Rechts auf Nahrung;

35. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer
dreiundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und
Schutz der Menschenrechte“ fortzusetzen.

RESOLUTION 62/165




